
l 

uuu~ue1t1ag :&u ~vrecueu. v1e geplctnten 
Justierungen packen gemass Avenir 
Suisse das Problem jedoch niçht an d er 
Wurzel. «Die KEVwird weiter keine rele· 
vanten Anreize setzen; di e Investitionen 
in erneuerbare Emirgien an den Bedürf
nissen des Marktes auszurichten», sagt 
Studienleiter Urs Meister. Wegen des fes-. 
ten Vergütungssatzes hatten Strompro
duzenten heute kein Interesse daran, die 
Produktion von erneuerbaren Energien 
bei einem Überangebot - wie typisch'er
weise in den Mittagsstimden - zu dros
. sein oder in Perioden mit hõheren Prei
sen zu verschieben. Dies führe zu einer 
Preiserosion am, Markt, wovon die er
neuerbaren Eneígien am starksten be
troffen seien. «Mit der Folge, dass der 
Subventions bedarf weitersteigt. » 

Wie so H d er Strom verreclmet werden? Panels dys Solarlcraftwerlcs d er Migros in Neuenburg. Fo 

Als Lõsung schlagt Avenir Suisse das 
sogenannte Quotenmodell vor. Alle 
Stromversorger und Grossverbraucher 
werden hierbei verpflichtet, einen Teil 
ihres Absatzes mit erneuerbaren Ener
gien zu decken. Für j e de Kilowattstunde 
«Grünstrom» erhalten sie ein Zertifikat. 
O b er den Strom selber produziert, ein
kauft .oder die Quote über den Zukauf 
von Zertifikaten erfüllt, kann jeder 

/i.;xperten sehen Prãvention gegen 
I<indsmissbrauch in Gefahr 
Di e Sexualkunde-Initiative. 
verhindere wirksamen . 
Schutz von Kindsmissbrauch, 
warnen die Gegner. 
Di e Initianten raumen 
Schwachen ein. 

Von Anja Burri, Bern 
Eine Gruppe Kinder steht um eine 
orange Kartonsaule mit aufgemalten le
bensgrossen Madchen und Jungen. Die 
acht- bis neunjahrigen Schüler sollen die 
Kõrperteile der nackt gezeichneten Fi
guren mit beschrifteten Magneten kenn
zeichnen. Diese Szene findet taglich in 
Schwei~er Schulzimmern statt. Sie ge
hõrt zum Praventionsprogramm «Mein 

, Kõrper gehõrt mir» der Stiftung Kinder
schutz Schweiz. Im Jahr 2013 haben 
21000 Zweit- bis Viertldassler den Par
cours absolviert. 13 Deutschschweiier 
Kantone bieten ihren Schulen das Pro-· 
gràmm seit Jahren an. Hinzu kommen 
ahnliche Praventionsaktionen und Pro
gnimme von anderen Fachstellen. In der 
Roma'n.die schreibt der Lehrplan di e Pra
vention von Kindsmissbrauch auf Kin
dergarten: und Primarstufe sogar vor. 

Sexualkunde einschrãnken 
Di ese Programme kõnnten nach Ansicht 
von Fachleuten bald gegen die Verfas
sung verstossén. Dafür sorgten rechts
konservative und religiõse Kreise mit 
ihrer Volksinitiative «Schutz vor Sexua
lisierung in Kindergarten ·und Primar

. schule». Die Initiative ist mit über 
110 000 gültigen UnÚ~rschriften formell 
zustande gekommen, wie die Bundes
kanzlei am Montag mitteilte. Di e Initian
ten wollen zwar «Unterricht zur Praven
tion von Kindsmissbrauch» ab dem Kin
dergarten explizit erlauben. Jedoch 
dürfe dieser Unterricht keine Sexual
kunde beinhalten, · heisst es im Verfas
sungstext. Zwischen dem neunten und 
zwõlften Altersjahr soll Sexualunter
richt freiwillig mõglich sein. Ab zwõlf 
Jahren sollen die Schüler über die 
merischliche Fortpflanzung aufgeklart 

werden. Zu weiter
gehendem Sexual
kundeunterricht 
dürfe niemand ge
zwungen werden. 

«Ein Ja zur Ini
. tiative verhindert 
die wirksame Pra
vention von Kinds

SebastianFrehner. missbrauch»,. sagt 
Christian Iten, 

Sprecher d er Interessengruppe vernünf
tige Sexualkunde. Der Verfassungstext 
der Initiative sei scheinheilig, sagt Flavia 
Frei, Leiterin des Fachbereichs Kindes
schutz der Stiftung Kinderschutz 
Schweiz. «Es gehõrt zum Schutz der Kin
der, dass diese ihre Kõrper- und Ge
schlechtsteile benennen kõnnen», sagt 
sie. Nur s.o seien die I<inder aui:h in der 
Lage, zu erzahlen, wenn si e missbraucht. 
oder belastigt würden. Darauf habe je
des Kind ein Recht. 

«Nicht vom Storch sprech,en» 
Die Initianten raumen ein, dass die Ab
grenzung zwischen Praventions- und Se
xualkundeunterricht schwierig ist: «Es 
ist mir ldar, das die Primar- un d Kinder
gartenlehrkrafte nicht vom Storch spre
chen kõnnen», sagt Sebastian Frehner, 
Co-Prasident des Initiativkomitees und 
SVP-Nationalrat (BS). Auf eine Bewer
tung des Parcours «Mein Kõrper gehõrt 
min> mag er sich nicht einlassen. «Ich 
bin kein Experte in Sexualpadagogik.» 
In welchem Alter ein Kind alle Ge
schlechtsteile kennen müsse, wisse er 

· nicht. Was für Frehner und seine Mit
streite~ verhindert werden muss, ist 
ideologischer Sexualkundeunterricht. 
Es dürfe nicht'sein, dass Lehrkrafte den 
Kindern ihre Anstchten aufzwingen. So 
müsse etwa ein Kindergartenkind den 
Unterschied zwischen homosexuell un d 
heterosexuell noch nicht kennen. 

D en Anstoss zur Volksinitiative gaben 
2011 Medienberichte zum sogenal:mten 
Basler Sexkoffer. Das Hilfsmittel für d en 
S.exualkundeunterricht geriet wegen Bil
dern von Geschlechtsteilen und einer 
Plüschvagina in die Schlagzeilen. 

Stromversorger selber entscheiden. Di e
ses Modell sei naher am Markt, so Meis
ter. Zudem spiele der Wettbewerb auch 
unter den Erneuerbaren; indem stets 
die aktuell günstigste Produktionsform 
erneuerbarer Energien gefõrclert werde. 
Das Quotenmodell dürfte nach Vorstel
lung von Avenir Suisse keine Technolo
gie bevorzugen und müsste - damit der 
Markt in der kleinen Schweiz spielen 
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Ueli Maurer hãlt 1 
Auslãnderüberwac] 
Di e Fichierungen an der 
Grenze sei en zu stoppen, 
fordern die Aufseher 
über den Geheimdienst. 
Doch Bundesrat Maurer 
wahlt einen anderen Weg. 

Von Fabian Renz, Bern 
Wahrend des Kalten Krieges wurden 
Schweizer, die nach Osteuropa reisten, 
in einer Geheimdienstlcartei registriert. 
Das Fahndungsprogramm, das die 
Grenzübertritte erfasste, hiess Fotopass. 
Es ist, in einer Nachfolgeversion namens 
P4, bis heute in Betrieb. Seit d er Fichen
affare Ende der 80er-Jahre dient es dazu, 
das Reiseverhalten bestimmter Auslan
dergruppen zu überwachen. Betroffen 
sind samtliche Angehõrige von Staaten, 
die beim Nachrichtendienst des Bundes 
(NDB) als potenzielle Bedrohungsherde 
gelten. Die Liste der betreffenden Staa
ten ist geheim. 

Inzwischen hat die parlamentarische 
Geschaftsprüfungsdelegation (GPDel), 
di e Einblick in alle Geheimdienstangele
genheiten hat, wiederholt das Ende von 
Fotopass beziehungsweise P4 gefordert. 
Über 99 Prozent der gesammelten D aten · 
hatten lceine Relevanz für die Sicherheit 
der Schweiz, schrieb die GPDelletztes 
Jahr. Zugleich verursache das Programm 
mit jahrlich über 100 000 erfassten 
Grenzübertritten einen «substanziellen 
Aufwand» (genaue Betrage werden nicht 
bekannt gegeben). 

«Ausbam> staU Stopp 
Doch wie sich nun zeigt, will der NDB 
auf di e Kollektivfichierung nicht verzich
ten. Aus dem gestern publizierten Jah
resbericht der Aufsichtskommissioneri 
geht stattdessen hervor, dass Verteidi
gungsminister Maurer im vergangenen 
November einen «Ausbau des Pro
gramms» beschloss: Neue technische 
Erfassungsmõglichkeiten sollten seine 
«Zweclcmassigkeit» verbessern. 

'ratsachlich ist seither offenbar be
reits gehandelt worden: Man habe die 
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